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Zum Neuen Jahr
Allen Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht wünschen wir ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2008. Vor allem freuen wir uns darauf, Sie wiederzusehen, zum Beispiel auf dem 59. Deutschen Anwaltstag in Berlin oder bei der Herbsttagung und Mitgliederversammlung in Potsdam. Die Nachlese der Tagung des vergangenen Jahres finden Sie auf der Internet-Seite der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht. Der neue Internet-Auftritt  enthält jetzt neben einem öffentlichen Teil, der sich direkt an die Mandant(inn)en wendet, auch einen internen Mitgliederbereich. Hier gibt es weiterhin die Möglichkeit, sich im „Fam-Chat“ mit anderen Kolleginnen und Kollegen zu treffen und gegenseitig zu informieren. Zu den verschiedenen Foren – z.B. Gebühren, Unterhalt, Sorge- und Umgangsrecht, Versorgungsausgleich – laden wir Sie herzlich ein. Über die Zugangsbedingungen wurden Sie schriftlich informiert. 

Der neue Internet-Auftritt ist Teil einer Werbekampagne, versehen mit dem Logo „Familienanwälte – in jeder Beziehung“. Die verschiedenen Werbemittel können auf der Internetseite bestellt werden. 
Änderungen für Familien 2008
Kinderzuschlag, Unterhaltsvorschuss, Neuerungen beim Bafög. Was sich für Familien im neuen Jahr ändert, kann auch für das familienrechtliche Mandat wichtig sein. Hier finden Sie die Änderungen auf einen Blick. 
Düsseldorfer Tabelle ab 1.1.2008
Am 17. Dezember 2007 hat das OLG Düsseldorf die neue, ab 1. Januar 2008 geltende Düsseldorfer Tabelle vorgestellt. Die Neufestsetzung wurde notwendig, weil seit dem 1. Januar 2008 das neue Unterhaltsrecht gilt (Pressemitteilung des BMJ). Die Düsseldorfer Tabelle wird von den Richterinnen und Richtern der Familiensenate des Oberlandesgerichts Düsseldorf in Abstimmung mit den anderen Oberlandesgerichten und dem Deutschen Familiengerichtstag in regelmäßigen Abständen neu gefasst. Ihr liegt ein von den Richterinnen und Richtern entwickeltes System zugrunde, mit dem der Unterhaltsbedarf von Kindern nach verschiedenen Einkommensgruppen bestimmt wird. Grundlage der Tabelle ist der sog. Mindestunterhalt, der in keinem Fall unterschritten werden darf. Die Tabelle, die wir im letzten Newsletter (Dezember-Ausgabe) bereits vorab veröffentlichten, finden Sie auch auf der Internetseite der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht. 
Neue Leitlinien zum Unterhaltsrecht veröffentlicht
Um eine einfachere Handhabung zu gewährleisten und die Vergleichbarkeit der Ausführungen der verschiedenen Oberlandesgerichte zu den einzelnen Grundsätzen zu erleichtern, liegt unverändert die unter allen Oberlandesgerichten besprochene bundeseinheitliche Struktur der Leitlinien zugrunde.  
Die neuen Leitlinien einiger Oberlandesgerichte wurden jetzt im Internet veröffentlicht: Brandenburgisches OLG, Hanseatisches OLG Hamburg, OLG Dresden, OLG Koblenz, OLG Hamm, Familiensenate in Süddeutschland (Bamberg, Karlsruhe, München, Nürnberg,Stuttgart und Zweibrücken  und OLG Thüringen. (wird im nächsten Newsletter vervollständigt.)
Anhörungen im Bundestag zum FGG-Reformgesetz
Am 11. und 13. Februar 2008 finden im Rechtsausschuss des Bundestages Anhörungen zum FGG-Reformgesetz statt. Montag, 11. Februar, Teil I,  Allgemeines Verfahrensrecht und Mittwoch,13.Februar, Teil II, Familiengerichtliches Verfahren. (Stand des Gesetzgebungsverfahrens) 
Bundesministerin der Justiz: Besserer Schutz von Kindern
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries will durch konkrete Maßnahmen Kinder besser vor Vernachlässigung und Misshandlung schützen: Ein verbindliches Einladungswesen für Vorsorgeuntersuchungen, die Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei einer Gefährdung des Kindeswohls, eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen Gerichten und Jugendämtern, Kinderrechte im Grundgesetz. (BMJ-Pressemitteilung)
Bereits im Juli 2007 hat Bundesjustizministerin Zypries einen Gesetzentwurf zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls vorgestellt. Er wird derzeit im Deutschen Bundestag beraten. Der DAV hat durch den Familienrechts-Ausschuss im Juni 2007 Stellung genommen. Weitere Informationen auf der BMJ-Internetseite, s.a.  Newsletter Nr. 8/07.  
BVerfG: Verweigerung des Sorgerechts nach Ermordung der Kindesmutter 
Der Vater eines 2003 geborenen Sohnes hatte mit seiner Verfassungsbeschwerde keinen Erfolg. Die Mutter des Kindes, allein Sorge berechtigt, war gemeinsam mit ihrem neuen Lebenspartner erschossen worden. Der Vater, der nun das Sorgerecht begehrt, war dringend tatverdächtig. Die Tat konnte ihm jedoch nicht nachgewiesen werden. Das Kind, zunächst in einer Kinder- und Jugendklinik für Traumatologie, dann in einem Kleinstheim untergebracht, bekam einen familienfremden Einzelvormund. Die Übertragung der elterlichen Sorge auf den Vater widerspräche den Kindesinteressen, hatte das OLG Hamm entschieden. Die dagegen gerichtete Verfassungsbeschwerde hat das Bundesverfassungsgericht nicht angenommen. 
Az 1 BvR 2697/07, Beschluss vom 12. Dezember 2007, BVerfG-Pressemitteilung vom 8.1.2008

BVerfG: Erfolgreiche Verfassungsbeschwerde eines Vaters im Umgangsrechts
Die Beschwerde des Vaters richtete sich gegen die Entscheidung der Fachgerichte, die ihm lediglich einen beleiteten Umgang mit seiner fünfjährigen Tochter ermöglichten und einen Ferienumgang ausschlossen. Den Verdacht, er unterliege pädophilen Neigungen, hätten die Gerichte jedoch nicht in trägfähiger Weise bestätigen können, entschied die 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts und verwies die Sache zur erneuten Entscheidung an das OLG München zurück.
Az 1 BvR 1635/07. Beschluss vom 29. November 2007, noch nicht veröffentlicht.

BGH: Keine Einleitung der Verbraucherinsolvenz beim Ehegattenunterhalt
Den Unterhaltsschuldner trifft keine Obliegenheit zur Einleitung der Verbraucherinsolvenz, um den Ehegattenunterhalt zu sichern und Vorrang vor sonstigen Verbindlichkeiten zu schaffen. Beim Kindesunterhalt hatte der BGH mit einem Urteil vom 23. Februar noch anders entschieden (Az XII ZR 114/03, BGH-Pressemitteilung Nr. 33/2005). Denn ihren minderjährigen Kindern gegenüber sind die Eltern verpflichtet, alle verfügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalt gleichmäßig zu verwenden. Der Ehegattenunterhalt jedoch ist nicht mit dem gleichen Gewicht ausgestattet wie der Unterhaltsanspruch minderjähriger Kinder. Gegenüber getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten besteht deswegen keine gesteigerte Unterhaltspflicht. 
Az XII ZT 23/06, Urteil vom 12. Dezember 2007, demnächst beim BGH unter „Entscheidungen“ , Pressemitteilung Nr. 192/2007 vom 12. Dezember 2007

BGH: Ersetzung der Sorgeerklärung
Durch Ersetzung der Sorgeerklärung kann gemeinsame elterliche Sorge nur umfassend und nicht lediglich für bestimmte Teilbereiche begründet werden. Eine positive Feststellung zum Kindeswohl ist erforderlich.
Az XII ZB 136/04, Beschluss vom 15.11.2007, beim BGH unter „Entscheidungen“
Zeitschrift Forum Familienrecht
Die Zeitschrift Forum Familienrecht erscheint jetzt monatlich und im neuen Design. Dazu in Heft 1 ein Editorial von RAin Ingeborg Rakete-Dombek, Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht: „Unsere FF: Im neuen Kleid, und das sogar 12mal jährlich!“ Außerdem Aufsätze von Ute Granold, MdB: „Das neue Unterhaltsrecht: Genese und Kernpunkte“ und von Werner Reinken, VRiOLG Hamm: „Illoyale Vermögensminderungen im Zugewinnausgleich“. In Heft 2 unter anderem ein Interview mit Dr. Meo-Micaela Hahne, Vorsitzende Richterin am Bundesgerichtshof.  Sie ist seit Januar 1992 Mitglied, seit April 1999 stellvertretende Vorsitzende  und seit November 2001 Vorsitzende des vornehmlich für das Familienrecht und das gewerbliche Miet- und Pachtrecht zuständigen XII. Zivilsenats.
http://www.forum-familienrecht.de.
Geburtstagsglückwünsche

Rechtsanwalt und Notar Wolfgang Schwackenberg wird am 20. Januar 60 Jahre alt. Er ist der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV eng verbunden und Ehrenmitglied im Geschäftsführenden Ausschuss, außerdem Mitbegründer und Vorstandsmitglied der Arbeitsgemeinschaft Erbrecht, Mitherausgeber des Anwaltsblatts, der Zeitschrift KindPrax und der Zeitschrift für Familien- und Erbrecht (ZFE)
Rechtsanwalt Klaus Schnitzler wird am 25. Januar 60 Jahre alt. Seit mehr als 10 Jahren ist er Chefredakteur der Zeitschrift Forum Familienrecht, außerdem Herausgeber und Autor des Münchener Anwaltshandbuchs Familienrecht, Mitautor im Anwaltkommentar BGB, Band 4, Familienrecht. 

Beide Anwälte sind Dozenten der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht und der DeutschenAnwaltAkademie. Zum Geburtstag viel Glück!
Termine

In den ersten Monaten des Jahres 2008 wird in allen OLG-Bezirken eine neue Seminarserie zum neuen Unterhaltsrecht starten. Die ersten Termine finden Sie hier und auf der Internet-Seite der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht.
„Die Immobilie im Familien- und Erbrecht“ – Entspannt tagen im schneesicheren Skigebiet Warth am Arlberg, Österreich, Wellnesshotel Warther Hof, 1. bis 8. März 2008, Programm und Anmeldung.
Seminare der AG Familienrecht im DAV in Ihrer Gegend finden Sie auf der Internetseite der conventionspartners GmbH, wo Sie sich auch online anmelden können: 

http://www.cp-bonn.de/agfam08.html
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